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RECHT UND KAPITALMARKT

Menschenrechts- und
Umweltschutz made in Germany

Bundesregierung strebt jetzt verbindliche Regelungen an
Von Thomas Voland *)
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B˛rsen-Zeitung, 2.3.2019

Fˇr viele deutsche Unternehmen be-
steht angesichts ihrer internationalen
Vernetzung das Risiko,mitMenschen-
rechtsverletzungen in Berˇhrung zu
kommen. Das kann etwa wegen Kin-
derarbeit oder menschenunwˇrdigen
Arbeitsbedingungen in Lieferketten
sowie wegen der Missachtung von So-
zial- und Sicherheitsstandards bei
Großprojekten der Fall sein. Auch
neue Technologien bergen ein Gefah-
renpotenzial, zum Beispiel wenn de-
spotische Regime kˇnstliche Intelli-
genz ,,made in Germany‘‘ zur Überwa-
chung ihrer Bev˛lkerung einsetzen.

Berlin prescht vor

Um die Wirtschaft auf die Einhal-
tung von Menschenrechten zu ver-
pflichten, entwirft die Bundesregie-
rung aktuell ein Gesetz mit strengen
Handlungspflichten und Sanktionen.
Sie prescht damit in schnellerem Tem-
po vor, als sie noch 2016 in ihrem Na-
tionalen Aktionsplan Wirtschaft und
Menschenrechte (NAP) beabsichtigt
hatte. Dieser auf vier Jahre angelegte
Plan sieht im Wesentlichen nur ,,frei-
willige‘‘ Selbstverpflichtungen der
Unternehmen vor. So fordert er unter
anderem dazu auf, dass alle Unter-
nehmen in ihrer Liefer- und Wert-
sch˛pfungskette die tatsächlichen
und potenziell nachteiligen Auswir-
kungen auf die Menschenrechte er-
mitteln und darˇber berichten. Kon-
kretes Ziel ist es, dass mindestens
50% aller in Deutschland ansässigen
Unternehmen mit ˇber 500 Beschäf-
tigten bis 2020 die einschlägigen Ele-
mente menschenrechtlicher Sorgfalt
in ihre Unternehmensprozesse inte-
griert haben. In dem NAP heißt es,
dass die Bundesregierung sich weiter-
gehende Maßnahmen – bis hin zu ge-
setzlichen Regelungen – vorbehält,
wenn dieses Ziel verfehlt werden
sollte.
Vor wenigen Tagen sagte Entwick-

lungsminister Gerd Mˇller im Bun-
destag, dass Freiwilligkeit nicht zum

Ziel fˇhre. Zugleich warb er um frak-
tionsˇbergreifende Unterstˇtzung fˇr
verbindliche Regelungen. In diesem
Sinne statuiert der aktuelle Stand sei-
nes Gesetzentwurfs eine menschen-
rechtliche und umweltbezogene Sorg-
faltspflicht fˇr alle Unternehmen mit
mehr als 250 Mitarbeitern, einer Bi-
lanzsumme von mindestens 20Mill.
Euro oder einem Jahresumsatz von
mehr als 40Mill. Euro sowie fˇr mit-
telgroße Unternehmen in bestimmten
Hochrisikosektoren wie Energiever-
sorgung, Bergbau, Textilien oder Le-
bensmittel. Dabei sollen die Unter-
nehmen im Rahmen einer Due Dili-
gence bestimmen, welche Risiken be-
stehen, dass sie bestimmte Menschen-
rechts- und Umweltstandards selbst
verletzen oder zu einer Verletzung
beitragen.
Ein Beitrag kann auch darin be-

stehen, dass Dritte, z. B. Zulieferer
und staatliche Stellen, oder Produkte
und Dienstleistungen des Unterneh-
mens Verletzungen mitverursachen.
Stellt das Unternehmen Risiken oder
eingetretene Verletzungen fest, muss
es Präventiv- bzw. Abhilfemaßnah-
men ergreifen. Ferner hat es einen
Compliance-Beauftragten zu bestel-
len, der die menschenrechts- und um-
weltbezogene Sorgfaltspflicht ˇber-
wacht, und es muss dafˇr sorgen, dass
Beschwerden vor einer nicht-staatli-
chen Stelle m˛glich sind. Außerdem
verlangt der Gesetzentwurf ˛ffentli-
che Berichte ˇber die Einhaltung der
Sorgfaltspflicht.
Eine Verletzung der gesetzlichen

Pflichten kann unter anderem zu
Schadensersatzansprˇchen der Ge-
schädigten fˇhren. Darˇber hinaus
sind Straf- und Bußgeldbestimmun-
gen enthalten. So sieht der Entwurf
vor, dass das Unterlassen einer Risiko-
analyse mit bis zu 1Mill. Euro und das
bewusste Absehen von Präventiv-
oder Abhilfemaßnahmen mit einer
Geldbuße von bis zu 5Mill. Euro ge-
ahndet werden k˛nnen. Zudem sollen
sanktionierte Unternehmen von ˛f-
fentlichen Vergabeverfahren ausge-
schlossen werden.
Verschiedene Nichtregierungsorga-

nisationen fordern schon seit Länge-
rem weitergehende verbindliche Vor-
gaben, weil das System freiwilliger
Selbstverpflichtungen aus ihrer Sicht
nicht funktioniere. Auch einige Unter-
nehmen wˇrden mehr Rechtsklarheit
durch hartes Recht begrˇßen. Mit ei-
nem solchen Gesetz stände Deutsch-
land zudem nicht allein da. Beispiels-
weise hat Frankreich ähnliche Rege-
lungen bereits erlassen und die
Schweiz diskutiert darˇber. In Groß-
britannien gibt es klare Vorgaben fˇr
eine Risikobewertung zumAusschluss
von Zwangsarbeit und moderner
Sklaverei. Ferner sind seit 2017 euro-
paweite Transparenzpflichten im Hin-
blick auf nichtfinanzielle Belange, wie
Menschenrechte, Arbeitnehmerbe-
lange und Umweltaspekte zu beach-
ten. Auch im Hinblick auf bestimmte
,,Konfliktmineralien‘‘ hat die EU Due-
Diligence-Pflichten erlassen, die spä-
testens 2021 vollumfänglich greifen.

Noch knapp zwei Jahre Zeit

Bevor allerdings der deutsche Ge-
setzgeber weitere Regelungen erlässt,
sollte er zunächst die Umsetzung des
NAP beobachten. Die Unternehmen
haben noch knapp zwei Jahre Zeit,
um dessen Zielvorgaben zu erfˇllen.
Im Interesse des Vertrauensschutzes
sollten diese Frist abgewartet und
der Erfolg des NAP anschließend ob-
jektiv bewertet werden. Falls dann im-
mer noch weitergehende Maßnah-
men geboten erscheinen, wäre im In-
teresse der Wettbewerbsgleichheit ein
europäisches Vorgehen einem weite-
ren nationalen Sonderweg vorzuzie-
hen. Ferner ist insbesondere auf die
Bestimmtheit und Verhältnismäßig-
keit neuer Gesetze zu achten. Der ak-
tuell vorliegende Entwurf aus dem
Entwicklungsministerium mˇsste da-
zu an einigen Stellen nachgebessert
werden.
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